
“Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner 
Familie Gesundheit und Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, 
Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und notwendige soziale Leis-
tungen […].“ 

Artikel 25, Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

Theoretisch haben die meisten Flüchtlinge in Berlin das Recht in 
privaten Wohnungen zu leben. Doch in der Realität wird ihnen 
dieses Recht häufig verwehrt. Stattdessen müssen sie in Sam-
mellagern leben. Es ist zynisch, das Leben in Flüchtlingslagern 
als Wohnen zu bezeichnen, denn

Lager machen krank, körperlich wie seelisch:

Oft sind die Flüchtlinge in maroden Plattenbauten oder Con-
tainerunterkünften untergebracht, die abseits vom Zentrum 

in Industriegebieten liegen. Bis zu 
vier Personen müssen sich ein viel zu 
kleines Zimmer teilen. Die Lagerlei-
tung, Hausmeister und anderes Per-
sonal haben uneingeschränkten Zu-
gang zu den Zimmern, Privatsphäre 
gibt es nicht. Auch Duschen, Toiletten 
und Küchen müssen sich die Bewohn-
er teilen. Die Situation ist in besonder-
er Weise für Frauen belastend, denn 
im Lager sind sexualisierte Übergriffe 
keine Seltenheit. 

Wir fordern: Wohnungen statt La-
ger!

Wir wissen, dass auch Menschen, die 
ALG II beziehen, zunehmend Probleme 

haben eine Wohnung in Berlin zu finden. Das Leben in Berlin 
wird für alle immer teurer und viele können ihre Miete nicht 
mehr zahlen. 

Wir wissen aber auch, dass es für Flüchtlinge (= EmpfängerIn-
nen von Leistungen nach dem AsylbLG) besonders schwer ist, 
eine Wohnung zu finden, weil die vom Sozialamt festgelegten 
Mietobergrenzen viel zu niedrig sind, das Sozialamt die Mi-
etkautionen für Flüchtlinge nur in Ausnahmefällen übernimmt, 
wegen des unsicheren Aufenthaltssta-
tus viele Hauseigentümer und Genos-
senschaften nicht an Flüchtlinge 
vermieten und Flüchtlinge auf dem 
Wohnungsmarkt erheblich diskrimini-
ert werden.

Statt Bedürftige zu unterstützen, pri-
vatisiert der Berliner Senat städtische 
Wohnungen und fördert dadurch Mi-
eterhöhungen. Flüchtlinge werden 
zunehmend in Lagern untergebracht, 
neue Lager werden eröffnet.

Flüchtlinge in Lagern 
haben keine Pri-
vatssphäre, da Lager-
leitung und anderes 
Personal uneinge-
schränkten Zugang 
zu den Zimmern 
haben. Ihr Zimmer 
müssen sie sich mit 
bis zu vier weiteren 
Personen teilen.

Flüchtlinge in Lagern 
haben keine eigene 
Dusche und keine ei-
gene Küche.

Schluss mit der Lagerunterbringung 

für Flüchtlinge!



Schluss damit! Wir fordern:

Keine neuen Lager in Berlin, Schließung aller bestehenden 
Lager.

Mietobergrenzen für EmpfängerInnen von ALG II und Asyl-
bLG an die Marktrealitäten anpassen.

Mietkautionen grundsätzlich auch für Flüchtlinge überneh-
men.

Ein geschütztes Marktsegment zusätzlich für Flüchtlinge.
Endlich Unterstützung vom Amt bei der Wohnungssuche 

(z.B. durch konkrete Hilfe in den zahllosen Fällen verdeck-
ter und offener Diskriminierung von Flüchtlingen auf dem 
Wohnungsmarkt, durch vorab Ausstellen eines Mietüber-
nahmebescheids usw.).

Mietkostenübernahme für alle.

Verantwortlich und zuständig sowie 
Adressatin unserer Forderungen ist 
die Sozialsenatorin Carola Bluhm. Wir 
werden Frau Bluhm an ihrem Amtssitz 
in der Oranienstraße 106 besuchen 
und ihr laut und deutlich unsere 
Forderungen mitteilen. Flüchtlinge in Lagern 

dürfen nur zu bestim-
mten Zeiten Besuch 
empfangen. Diese 
müssen ihren Ausweis 
kontrollieren lassen.

Wir rufen auf zur 

Demonstration 
am 16. 11. 2010  |  14 Uhr

Checkpoint Charly (U-Bhf. Kochstrasse)

Innere und äußere Grenzen einreißen!

Bündnis gegen Lager Berlin/Brandenburg
buendnis_gegen_lager@riseup.net 

ViSdP: Hans Jung, Seelenbinderstraße 12, 12555 Berlin


